
BEZIRKSREGIERUNG

ARNSBERG

Genehmiqunqsbescheid

- 900-0364506/IBG-0006-G0050/25-HÖ - 

vom 18.12.2025

Auf Antrag der
Firma
RWE Generation SE
RWE Platz 3 
45128 Essen

vom 11.09.2025, eingegangen am 17.09.2025, zuletzt ergänzt am 08.10.2025

wird dieser die Genehmigung gemäß § 16 des Gesetzes zum Schutz vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und 
ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG)

für die wesentliche Änderung der Bypasskamine der Blöcke H und I und Ände­
rung der Betriebsweise der Erdgaskombiblöcke F, G und I für den Kombibetrieb 
am Standort in 59368 Werne, Hammer Straße 2, Gemarkung Stockum, Flur 11, Flur­
stücke 698 u.a. erteilt.
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I. Genehmigungsumfang

Die Genehmigung umfasst im Wesentlichen folgende Änderungen:

Änderung der Bypasskamine der Blöcke H und I gemäß den Antragsunterlagen,

Beschränkung der Betriebsstunden der Erdgaskombiblöcke F, G und I für den 
Kombibetrieb auf jeweils 1500 h/a. Dies gilt mit Inbetriebnahme der Änderung der 
Bypasskamine.

Angaben zur Kapazität:
Eine Erhöhung der genehmigten Feuerungswärmeleistungen der Erdgaskombiblöcke 
F, G und I sowie der Gasturbine Block H ist mit dieser Genehmigung nicht verbun­
den. Die genehmigten Feuerungswärmeleistungen belaufen sich wie folgt auf:

• Block F => 1032 MWth
• Block G => 1032 MWth
• Block H => 116 MWth
• Block I => 1032 MWth

Angaben zur Betriebszeit:
Der Betrieb der Erdgaskombiblöcke F, G und I im Kombibetrieb (Betrieb der Gastur­
binen und Kesselfeuerungen mit Erdgas) wird jeweils auf 1.500 Betriebsstunden pro 
Jahr und Block festgesetzt.
Die sonstigen Festsetzungen zu den Fahrweisen der Blöcke sowie deren Betriebs­
zeiten bleiben unverändert wie folgt bestehen:

• Frischluftbetrieb (Betrieb der Kesselfeuerungen mit Erdgas ohne Gasturbinen) 
mit einer Begrenzung der Betriebszeit auf 120 h/a und auf 12 h/d.

• Solobetrieb (Betrieb der Gasturbinen über Auspuffleitungen ohne Kesselfeue­
rungen) mit einer Begrenzung der Betriebszeit auf 240 h/a und auf maximal 12 
h/d, wobei die Blöcke F, H und I in der Zeit von 22:00 Uhr bis 6:00 Uhr (Nacht­
zeit) nicht betrieben werden dürfen.

• Abhitzebetrieb (Betrieb der Gasturbinen und Nutzung der Abhitze in den Kes­
seln ohne Kesselfeuerung).

Die Betriebsweise des Blockes H ist nur noch als Solobetrieb möglich.
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Eingeschlossene Genehmigungen und Entscheidungen

Dieser Bescheid schließt gemäß § 13 BImSchG folgende die Anlage betreffenden 
behördliche Entscheidungen mit ein:

Baugenehmigung:
Die aufgrund der Bestimmungen der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesbauordnung - BauO NRW) erforderliche Baugenehmigung nach § 65 BauO 
NRW wird eingeschlossen.

Der Bescheid ergeht im Übrigen unbeschadet sonstiger behördlicher Entscheidun­
gen, die nach § 13 BImSchG nicht von dem Bescheid eingeschlossen sind.

Ausgangszustandsbericht
Bei der in Rede stehenden Anlage handelt es sich um eine Anlage nach der Indust­
rieemissions-Richtlinie. Gemäß § 10 Abs. 1a BImSchG wurde im Rahmen des Ge­
nehmigungsverfahrens mit den Antragsunterlagen ein Untersuchungskonzept für die 
Erstellung des Ausgangszustandsberichts (AZB) vorgelegt, da in der Anlage rele­
vante gefährliche Stoffe verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden und eine Ver­
schmutzung des Bodens und des Grundwassers durch diese relevanten gefährlichen 
Stoffe möglich ist.

Es handelt sich um den Bericht der arccon Ingenieurgesellschaft mbH vom 
12.08.2025.

Da es sich bei der Erstellung des Ausgangszustandsberichtes nicht um eine unmittel­
bar an die Errichtung und den Betrieb gekoppelte Betreiberpflicht handelt, sondern 
sie erst zu einem späteren Zeitpunkt Wirkung entfaltet, wurde zugestimmt, dass der 
AZB erst zu einem späteren Zeitpunkt vorgelegt wird (siehe Nebenbestimmung 8.4).

II. Fortdauer bisheriger Genehmigungen

Die bisher erteilten Genehmigungen behalten ihre Gültigkeit, soweit sich aus diesem 
Bescheid keine Abweichungen ergeben und sie nicht durch Fristablauf oder Verzicht 
erloschen sind. Insbesondere wird auf

• den Genehmigungsbescheid der Bezirksregierung Arnsberg vom 10.01.2007, 
Az.: 56.8851.1.1.1-G 32/06,

• die Anzeigeentscheidung der Bezirksregierung Arnsberg vom 08.06.2021, 
Az.: 900-0364506-0003/IBA-0001-A0055/21-HÖ,

• die Ausnahmegenehmigung der Bezirksregierung Arnsberg vom 18.10.2021, 
Az.: 900-0364506/IBG-0005-HÖ

verwiesen.
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III. Nebenbestimmungen:

Die Genehmigung wird unter nachstehend aufgeführten Nebenbestimmungen erteilt:

1. Allgemeines

1.1 Verbindlichkeit der Antragsunterlaqen
Die Anlage darf nur nach den geprüften, mit Anlagestempel und Dienstsiegel 
gekennzeichneten Antragsunterlagen errichtet, eingerichtet und betrieben wer­
den. Sofern in den nachstehenden Nebenbestimmungen abweichende Anord­
nungen getroffen werden, sind diese umzusetzen.

1.2 Bereithalten der Genehmigung
Dieser Genehmigungsbescheid, die zugehörigen Antragsunterlagen oder ent­
sprechende Kopien sind an der Betriebsstätte oder in der zugehörigen Verwal­
tung auf dem Werksgelände jederzeit bereit zu halten und den Beschäftigten 
der zuständigen Aufsichtsbehörden auf Verlangen vorzulegen.

1.3 Frist für die Errichtung
Die mit diesem Bescheid genehmigten Änderungen müssen spätestens drei 
Jahre nach Bestandskraft dieser Genehmigung errichtet und betrieben wer­
den, andernfalls erlischt die Genehmigung.

1.4. Anzeige über den Baubeginn
Der Ausführungsbeginn des Vorhabens ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde 
der Stadt Werne eine Woche vorher schriftlich anzuzeigen. Bitte verwenden sie 
das beigefügte Formular „Ausführungsbeginn“. Der Bezirksregierung Arnsberg 
- Dezernat 53B - ist eine Durchschrift der Anzeige zuzuleiten.

1.5. Anzeige über die Inbetriebnahme der Anlage
Der Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 53B, ist jeweils der Zeitpunkt der In­
betriebnahme der geänderten Anlagenteile H und I schriftlich anzuzeigen. Die 
Anzeige muss der Bezirksregierung Arnsberg mindestens 2 Wochen vor der 
jeweils beabsichtigten Inbetriebnahme vorliegen.

2. Nebenbestimmungen zum Emissions- und Immissionsschutz

2.1 Die Baustelle ist für die Durchführung der Bauarbeiten so einzurichten und zu 
betreiben, dass die durch Baumaschinen, Geräte und Fahrzeugverkehr auf 
der Baustelle verursachten Geräuschimmissionen 0,5 m vor geöffnetem Fens­
ter des vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes 
(nach DIN 4109), der nachstehend genannten Häuser, folgende Immissions­
richtwerte nicht überschreiten:
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Immissionsort Gebietsein­
stufung

Immissionsrichtwerte 
nach AW Baulärm
tags 

[dB(A)J
nachts 
[dB(A)l

IO 1 Werner Str. 125 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 2 Mühlenstraße 16 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 3 Hof Sandbochumer Weg 2 Außenbereich 
Ml

60 45

IO 4 Karl-Gerstein-Str. 1a Wohngebiet 
WA

55 40

IO 5 Karl-Gerstein-Str. 21 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 6 Hof Schulze Blasum Außenbereich
Ml

60 45

IO 7 Hof Janssenstraße 100 Außenbereich
Ml

60 45

IO 8 Janssenstraße 72 Wohngebiet 
WR

50 35

IO 9 Karwinkelstraße 2 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 10 Alte Lünener Str. 108 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 11 Alte Lünener Str. 94 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 12 Plangebiet BPIan 
833_05_055

Wohngebiet 
WA

55 40

IO 13 Hof Johannes-Rau-Str. 39 Außenbereich
Ml

60 45

IO 14 Am Hellwege 49-51 Wohngebiet 
WA

55 40

gemessen und bewertet nach der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Schutz gegen Baulärm (W BaulärmG).

Als Tagzeit gilt die Zeit von 7.00 Uhr bis 20.00 Uhr.

Durch entsprechende Betriebsanweisungen ist auf das Verhalten der am Bau 
beteiligten Firmen im Sinne des Gebotes der gegenseitigen Rücksichtnahme
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einzuwirken.

2.2 In der Zeit von 22.00 Uhr bis 6.00 Uhr dürfen auf der Baustelle keine Arbeiten 
durchgeführt werden.

2.3 Die von der Genehmigung erfassten Anlagenteile (Bypasskamine Blöcke H 
und I) sind schalltechnisch so zu errichten und zu betreiben, dass die von der 
Gesamtanlage (Blöcke F, G, H, I und K1) einschließlich aller Nebeneinrichtun­
gen (wie z.B. Transformatoren) inklusive des innerbetrieblichen Transportver­
kehrs und des Lieferverkehrs verursachten Geräuschimmissionen keinen Bei­
trag zur Überschreitung folgender Werte für die Gesamtbelastung durch alle 
gewerblichen Betriebe - gemessen jeweils 0,50 m vor geöffnetem Fenster des 
vom Geräusch am stärksten betroffenen schutzbedürftigen Raumes (nach DIN 
4109) der nachstehend genannten Häuser-liefern:

Immissionsort Gebietsein­
stufung

Immissionsrichtwerte
tags 

[dB(A)]
nachts

. [dB(A)] .
IO 1 Werner Str. 125 Siedlungsbereich 

Gemengelage
55 40-45

IO 2 Mühlenstraße 16 Siedlungsbereich 
Gemengelage

55 40-45

IO 3 Hof Sandbochumer Weg 2 Außenbereich
Ml

60 45

IO 4 Karl-Gerstein-Str. 1a Wohngebiet 
WA

55 40

IO 5 Karl-Gerstein-Str. 21 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 6 Hof Schulze Blasum Außenbereich
Ml

60 45

IO 7 Hof Janssenstraße 100 Außenbereich
Ml

60 45

IO 8 Janssenstraße 72 Wohngebiet 
WR

50 35

IO 9 Karwinkelstraße 2 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 10 Alte Lünener Str. 108 Wohngebiet 
WA

55 40

IO 11 Alte Lünener Str. 94 Wohngebiet 
WA

55 40
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Immissionsort Gebietsein- 
stufung

Immissionsrichtwerte
tags 

[dB(A)]
nachts
[dB(A)j

IO 12 Plangebiet BPIan 
833_05_055

Wohngebiet 
WA

55 40

IO 13 Hof Johannes-Rau-Str. 39 Außenbereich
Ml

60 45

IO 14 Am Hellwege 49-51 Wohngebiet 
WA

55 40

2.4 Die Abgase der Gasturbine des Blockes H für den Solobetrieb sind über einen 
Schornstein mit einer Höhe von mindestens 76 m über Erdboden so abzulei­
ten, dass ein ungestörter Abtransport mit der freien Luftströmung ermöglicht 
wird.

2.5 Die Abgase der Gasturbine des Blockes I für den Solobettieb sind über einen 
Schornstein mit einer Höhe von mindestens 52,6 m über Erdboden so abzulei­
ten, dass ein ungestörter Abtransport mit der freien Luftströmung ermöglicht 
wird.

Hinweis zum Emissionsschutz

Die bisher im Rahmen von Genehmigungsbescheiden bzw. Ausnahmegeneh­
migungen festgesetzten Emissionsgrenzwerte (z. B. Ausnahmegenehmigung 
vom 18.10.2021; Az.: 900-0364506/IBG-0005-HÖ) gelten weiterhin.

3. Nebenbestimmunq zum Arbeitsschutz

Der Arbeitgeber / Genehmigungsinhaber muss sich je nach Art der Tätigkeit 
vergewissern, dass die Beschäftigten anderer Arbeitgeber, die in seinem Be­
trieb tätig werden, hinsichtlich der Gefahren für ihre Sicherheit und Gesundheit 
Während ihrer Tätigkeit in seinem. Betrieb angemessene Anweisungen erhal­
ten (§ 8 ArbSchG).

Hinweis zum Arbeitsschutz

Bei der Planung und Ausführung des Bauvorhabens sind die Anforderungen 
der Baustellenverordnung (BaustellV) vom 10. Juni 1998 (BGBl. I S. 1283) zu 
beachten. Die BaustellV enthält insbesondere folgende Pflichten: .
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1) Bestellung eines Koordinators, wenn Beschäftigte mehrerer Arbeitgeber 
auf der Baustelle tätig werden.

2) Vorankündigung größerer Bauvorhaben bei der Bezirksregierung Arns­
berg, Königstr. 22, 59821 Arnsberg spätestens zwei Wochen vor Einrich­
tung der Baustelle - die Vorankündigung ist sichtbar auf der Baustelle aus­
zuhängen.

3) Erarbeitung eines Sicherheits- und Gesundheitsschutzplanes bei größeren 
Baustellen oder bei besonders gefährlichen Arbeiten.

Die Maßnahmen hat der Bauherr zu treffen, es sei denn, er beauftragt einen 
Dritten, diese Maßnahmen in eigener Verantwortung zu treffen.

Ein Verstoß gegen die Pflichten nach 2) und 3) kann mit einer Geldbuße bis 
zu 5.000,-- Euro geahndet werden; die vorsätzliche Gefährdung von Leben 
und Gesundheit eines Beschäftigten wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bestraft.

4. Nebenbestimmunqen zum Bauordnungsrecht

4.1 Entsprechend § 53 Abs. 1 BauO NRW 2018 ist der Name des Bauleiters der 
zuständigen Unteren Bauaufsichtsbehörde vor Ausführungsbeginn mitzuteilen. 
Eine Änderung dieser Person während der Bauarbeiten ist ebenso mitzüteilen.

4.2 Mit den Bauarbeiten darf erst begonnen werden, wenn eine Überprüfung des 
Antragsgrundstücks von der Bezirksregierung Arnsberg durchgeführt und eine 
Freigabebescheinigung über die Kampfmittelfreiheit des Grundstücks vom zu­
ständigen Ordnungsamt der Stadt Werne erteilt wurde.

4.3 Der Prüfbericht / Abnahmebericht über die Tragfähigkeit des Baugrundes ist 
dem Prüfingenieur (SV) und der Unteren Bauaufsichtsbehörde unaufgefordert 
vorzulegen.

4.4 Gemäß § 68 Abs. 1 Nr. 2 BauO NRW ist bei Baubeginn der Unteren Bauauf­
sichtsbehörde der Stadt Werne die Bescheinigung eines staatlich anerkannten 
Sachverständigen nach § 87 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauO NRW einzureichen und 
der mit den Stichprobenhaften Kontrollen beauftragte Sachverständige zu be­
nennen.

4.5 Spätestens mit der Anzeige des Baubeginns ist der Unteren Bauaufsichtsbe­
hörde ein Nachweis über die Standsicherheit, vorzugsweise in digitaler Form
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(PDF), vorzulegeh, der von einer oder einem staatlich anerkannten Sachver­
ständigen nach § 87 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 BauO NRW 2018 aufgestellt oder ge­
prüft sein muss.

4.6 Vor Nutzung des Vorhabens ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde die Be­
scheinigung bei Fertigstellung eines staatlich anerkannten Sachverständigen 
über die Prüfung der Standsicherheit nach Sachverständigenverordnung (SV- 
VO) vorzulegen.

4.7 Die Nutzung des Vorhabens ist der Unteren Bauaufsichtsbehörde mindestens 
eine Woche vorher schriftlich anzuzeigen. Bitte verwenden Sie das beigefügte 
Formular „Anzeige über die abschließende Fertigstellung.“

5. Nebenbestimmunqen zum Brandschutz

5.1 Die in der Stellungnahme der Hagen Ingenieurgesellschaft für Brandschutz 
mbH-Kooperationspartner der ENGELS Ingenieure GmbH, vom 27.08.2025 
mit der Projektnr. 24-009 beschriebenen brandschutztechnischen Maßnahmen 
sind zu beachten und umzusetzen.

5.2 Der vorhandene Feuerwehrplan ist zu aktualisieren. Vor der Verteilung an die 
örtliche Feuerwehr ist dieser durch die Brandschutzdienststelle des Kreises 
Unna freigeben zu lassen.

5.3 Die Feuerwehrlaufkarten der Brandmeldeänlage sind, sofern notwendig, zu 
aktualisieren.

5.4 Der zuständigen Feuerwehr ist nach der Inbetriebnahme der baulichen Anla­
gen Gelegenheit zu geben, sich hierüber einen Überblick zu verschaffen, da­
mit sie bei einem Einsatz über die erforderlichen Kenntnisse verfügen.

6. Nebenbestimmunq zum Grundwasserschutz

Gemäß § 49 WHG sind die geplanten Bohrpfahlgründungen mindestens
4 Wochen vor Beginn der Maßnahme dem Dezernat 54-Grundwasser, 
Herrn Deußen, Lipperoder Straße 8, 59555 Lippstadt anzuzeigen.

Mit der Anzeige sind u. a. die Einflüsse auf das Grundwasser (Spiegelstands­
änderungen, Änderung der Fließrichtung etc.) sowie den Grundwasserkörper 
(Menge, Chemie) zu beschreiben.
Die eingesetzten Baustoffe sind zu benennen. Auch ist die Schadlosigkeit der 
Baustoffe mit Blick auf Auslaugung oder Auswaschung darzulegen.
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Weiterhin muss belegt werden, dass ein hydraulischer Kurzschluss der Grund­
wasserstockwerke sicher verhindert wird. Auch hier ist die o. g. Schadlosigkeit 
der eingesetzten Baustoffe zu belegen.

Hinweis:
Seit dem 01.08.2023 sind im Falle des geplanten Einbaus von mineralischen 
Ersatzbaustoffen (MEB) die Regelungen der Ersatzbaustoffverordnung (EBV) 
anzuwenden. Den §§ 19 bis 22 sowie 25 def EBV ist zu entnehmen, unter 
welchen Bedingungen die Verwertung zulässig ist. Die Dokumentationspflich­
ten sowie die Form und der Umfang der Dokumentation der Verwertungsmaß­
nahme werden dort ebenfalls aufgeführt.

7. Nebenbestimmungen zum Natur- und Landschaftsschutz

7.1 Zur Überwachung der Einhaltung der erforderlichen Schutz- und Vermei­
dungsmaßnahmen ist eine ökologische Baubegleitung einzusetzen (ÖBB). Die 
ÖBB evaluiert während der Ausführungsplanung und vor Ort die Notwendig­
keit und Geeignetheit der Maßnahmen und ergreift diese (ASP Kap. 5.1-5.2). 
Die ÖBB dokumentiert die Überwachung schriftlich. Das Protokoll ist der höhe­
ren Naturschutzbehörde zur Verfügung zu stellen

7.2 Notwendige Baustelleneinrichtungsflächen sind primär auf bereits befestigten 
Flächen einzurichten.

7.3 Baustelleneinrichtungsflächen auf unbefestigten Flächen sind nach Bauende 
in ihren ursprünglichen Zustand wiederherzustellen.

7.4 Der Beginn der Bauarbeiten ist zwischen Anfang September und Mitte Feb­
ruar einzuplanen.

7.5 Die Entfernung und Wiederanbringung der Wanderfalkennistkästen an den 
Blöcken G und I hat fachgerecht zu erfolgen und ist durch die ÖBB unter Ein­
beziehung der Arbeitsgruppe Wanderfalkenschutz durchzuführen.

7.6 Potentielle Habitatstrukturen an Gehölzen und Gebäuden im Wirkbereich des 
Vorhabens sind auf Tierbesatz zu überprüfen und bei Negativbefund fachge­
recht zu verschließen. Über die Bauzeit hinaus bestehen bleibende Strukturen 
sind wieder zu öffnen.
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7.7 Ergeben sich Hinweise auf das Vorkommen und Beeinträchtigung von beson­
ders oder streng geschützter Arten im Wirkbereich des Vorhabens, ist die zu­
ständige untere Naturschutzbehörde unverzüglich zu informieren. Das weitere 
Vorgehen ist mit ihr einvernehmlich abzustimmen.

7.8 Baubeginn und -ende sind der Oberen Naturschutzbehörde (Bezirksregierung 
Arnsberg, Dezernat 51, Seibertzstraße 1, 59821 Arnsberg) zwei Wochen 
vorab anzuzeigen.

8. Nebenbestimmunqen zum Ausqangszustandsbericht (AZB)

8.1 Die Erstellung des Ausgangszustandsberichts hat gemäß den Ausführungen 
der LABO-Arbeitshilfe zum Ausgangszustandsbericht für Boden und Grund­
wasser in der jeweils aktuellen Fassung zu erfolgen. Hierbei sind auch die An­
forderungen aus dem Untersuchungskonzept zum AZB der arccon Ingenieur­
gesellschaft mbH vom 12.08.2025 einzuhalten.

8.2 Informationen über den Ausgangszustand für diejenigen Bodenbestandteile, 
die durch die Errichtung der Anlage für spätere Ermittlungen unzugänglich 
werden, sind vor Errichtung der Anlage bzw. parallel zu den Baumaßnahmen 
zu ermitteln.

8.3 Aushubmaterial, das im Zuge der Errichtung der Anlage und anderer Bauar­
beiten vom Anlagengrundstück entfernt wird, gehört nicht zum Ausgangszu­
stand des Anlagengrundstücks und ist entsprechend der gesetzlichen Vorga­
ben, insbesondere des Kreislaufwirtschaftsgesetzes, ordnungsgemäß zu ver­
werten oder falls eine Verwertung nicht möglich ist, zu beseitigen.

8.4 Gemäß § 10 Absatz 1 a BImSchG i. V. mit § 7 Absatz 1 Satz 5 der 9. BIm­
SchV darf die Anlage erst in Betrieb gehen, wenn der mit der Bezirksregierung 
Arnsberg, Dezernat 52, abgestimmte AZB vorliegt.

8.5 Der AZB ist bei wesentlichen Änderungen der Anlage im Rahmen von Geneh­
migungsverfahren nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz bzgl. der Be­
schaffenheit oder des Betriebes anzupassen, wenn:

• mit einer Änderung erstmals oder neue relevante gefährliche Stoffe / 
Gemische verwendet, erzeugt oder freigesetzt werden,

• eine Erhöhung der Menge eines stofflich relevanten gefährlichen Stof­
fes / Gemisches erstmals dazu führt, dass die Mengenschwelle zur Re­
levanz überschritten wird oder
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• relevante gefährliche Stoffe / Gemische an anderen Stellen eingesetzt 
werden.

9. Nebenbestimmungen zum Schutz und zur Überwachung des Bodens und 
des Grundwassers gemäß § 21 Abs. 2a Nr. 3c der 9. BImSchV

9.1 Nebenbestimmung zur Überwachung des Bodens

Alle 5 Jahre ab Inbetriebnahme ist der Bezirksregierung Arnsberg - Dezernat 
52, Bodenschutz - ein Sachstandsbericht mit folgendem Mindestinhalt unauf­
gefordert vorzulegen:

• Beschreibung des Zustandes der versiegelten Hof- und Verkehrs­
flächen

• Beschreibung des Zustands der Werkskanalisation

• Beschreibung des Zustands der AwSV-Anlagen.

Bei den wiederkehrenden Sachstandsberichten bezüglich der Bodenüberwa­
chung sind Aussagen zu den klassischen Betreiberpflichten (Wartung und 
Pflege der Flächen) sowie Aussagen zu den zurückliegenden AwSV-Kontrol- 
len zu machen.

Zusätzliche AwSV-Kontrollen werden mit vorstehender Nebenbestimmung 
nicht gefordert.

Hinweis:
Das Dezernat 52, Bodenschutz der Bezirksregierung Arnsberg behält sich vor, 
in Abhängigkeit von den Analysenergebnissen des Grundwassermonitorings 
ein Bodenmonitoring nach § 21 Abs. 2a Nr. 3c der 9. BImSchV zu fordern.

9.2 Nebenbestimmunqen zur Überwachung des Grundwassers

9.2.1 Zur Überwachung des Grundwassers sind vier neue Grundwassermessstel­
len, gemäß dem Bericht der arccon Ingenieurgesellschaft mbH (Untersu­
chungskonzept zum AZB) vom 12.08.2025, auf dem Betriebsgelände zu er­
richten.

9.2.2 Die Grundwassermessstellen müssen mindestens einen Ausbaudurchmesser 
von 100 mm (DN 100) betragen, um eine repräsentative Probenahme gemäß 
LABO-Arbeitshilfe zum Ausgangszustandsbericht für Boden und Grundwasser 
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zu gewährleisten. Der Ausbau der Grundwassermessstellen auf den genann­
ten Durchmesser ist vor Inbetriebnahme der Anlage durchzuführen.

9.2.3 Vor Beginn der Probenahme ist die Grundwasserfließrichtung in einem Grund­
wassergleichenplan darzustellen und die An- und Abstrombrunnen entspre­
chend zu kennzeichnen.

9.2.4 Zur turnusmäßigen Beurteilung der Grundwasserqualität sind die vorhandenen 
drei Grundwassermessstellen GWM 1 bis GWM 3 sowie die neu geplanten 
Grundwassermessstellen GWM 4 bis GWM 7 alle 5 Jahre ab Inbetriebnahme 
auf die im Bericht der arccon Ingenieurgesellschaft mbH (Untersuchungskon­
zept zum AZB) vom 12.08.2025 dokumentierten Untersuchungsparameter zu 
untersuchen.

Die Ergebnisse der festgesetzten Untersuchungen einschließlich einer gut­
achterlichen Bewertung sind der Bezirksregierung Arnsberg als obere Boden 
und Wasserbehörde in digitaler Form (pdf-Datei) unaufgefordert zu übermit­
teln.

9.2.5 Die Grundwassermessstellen müssen für zukünftige Probennahmen zugäng­
lich und funktionsfähig erhalten werden.

9.2.6 Tritt ein Schadensfall ein, bei dem die Schutzgüter Boden oder Grundwasser 
betroffen sein können, ist die Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 52-Boden- 
schutz zu informieren.

10. Nebenbestimmungen zum Bodenschutz und Altlastenbearbeitung

10.1 Sämtliche Eingriffe in den Untergrund sind durch ein Altlastensachverständi­
genbüro gutachterlich zu begleiten. Das beauftragte Gutachterbüro ist dem 
Kreis Unna, Fachbereich Mobilität, Natur und Umwelt, Sachgebiet Wasser und 
Boden (Frau Knüfermann 02303-273169 oder ) 
zwei Wochen vor Beginn der Arbeiten zu benennen.

bodenschutz@kreis-unna.de

10.2 Anfallender Bodenaushub bzw. überschüssiges Bohrgut sind gemäß den Er­
gebnissen repräsentativer Deklarationsanalysen fachgerecht zu verwerten 
oder zu entsorgen.

10.3 Der Gutachter hat seine Tätigkeit in Form eines schriftlichen Berichts zu doku­
mentieren. Der Bericht ist dem Kreis Unna, Fachbereich Mobilität, Natur und 
Umwelt, Sachgebiet Wasser und Boden (Frau Knüfermann 02303-273169 
oder ) unmittelbar nach Abschluss der Bauarbei­
ten unaufgefordert vorzulegen.

bodenschutz@kreis-unna.de

mailto:bodenschutz@kreis-unna.de
mailto:bodenschutz@kreis-unna.de
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10.4 Falls im Rahmen der Erd- und Aushubarbeiten organoleptische Auffälligkeiten 
(ungewöhnlicher Geruch, untypisches Aussehen, Auffüllungsmassen, Haus­
müllreste, Boden- und Grundwasserverunreinigungen, etc.) festgestellt wer­
den, ist der Kreis Unna, Fachbereich Mobilität, Natur und Umwelt, Sachgebiet 
Wasser und Boden (Frau Knüfermann 02303-273169 oder bodenschutz@ 
kreis- ) sofort zu informieren. Das weitere Vorgehen ist mit der Kreis­
verwaltung Unna abzustimmen.

unna.de

IV. Allgemeine Hinweise:

I. Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebs einer genehmi­
gungsbedürftigen Anlage ist, sofern eine Genehmigung nicht beantragt wird, 
der zuständigen Behörde mindestens einen Monat, bevor mit der Änderung 
begonnen werden soll, schriftlich anzuzeigen, wenn sich die Änderung auf in 
§ 1 BImSchG genannte Schutzgüter auswirken kann (§ 15 Abs. 1 BImSchG).

Die Änderung der Lage, der Beschaffenheit oder des Betriebes einer geneh­
migungsbedürftigen Anlage bedarf der Genehmigung, wenn durch die Ände­
rung nachteilige Auswirkungen hervorgerufen werden können und diese für 
die Prüfung nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG erheblich sein können (wesentli­
che Änderung). Eine Genehmigung ist nicht erforderlich, wenn durch die Än­
derung hervorgerufene nachteilige Auswirkungen offensichtlich gering sind 
und die Erfüllung der sich aus § 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG ergebenden Anforde­
rungen sichergestellt ist (§ 16 Abs. 1 BImSchG).

II. Die Genehmigung erlischt, wenn innerhalb der in Nebenbestimmung 1.3 ge­
setzten Frist nicht mit der Errichtung und dem Betrieb der geänderten Anlage 
begonnen oder die Anlage während eines Zeitraumes von mehr als 3 Jahren 
nicht mehr betrieben worden ist.
Die Genehmigung erlischt ferner, soweit das Genehmigungserfordernis aufge­
hoben wird.

Die Genehmigungsbehörde kann diese Fristen auf Antrag aus wichtigem 
Grunde verlängern, wenn hierdurch der Zweck des Gesetzes nicht gefährdet 
wird (§ 18 Abs. 3 BImSchG).

III. Die Ordnungsbehördliche Verordnung über die unverzügliche Anzeige von 
umweltrelevanten Ereignissen beim Betrieb von Anlagen - Umwelt-Schadens­
anzeige-Verordnung - vom 21.02.1995 ist zu beachten.

unna.de
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IV. Nach § 31 Abs. 3 BImSchG ist der Betreiber von Anlagen nach der Industrie­
emissions-Richtlinie verpflichtet, der zuständigen Überwachungsbehörde (Be­
zirksregierung Arnsberg) unverzüglich mitzuteilen, wenn Anforderungen gemäß 
§ 6 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG nicht eingehalten werden.
Dazu gehört insbesondere auch die Information über nicht eingehaltene Emis­
sionsbegrenzungen. Die Ursachen (insbesondere die anlagenspezifischen) 
sind zu ermitteln und der Behörde darzulegen. Dabei sind die zur Sicherstel­
lung eines ordnungsgemäßen Betriebes erforderlichen Maßnahmen unverzüg­
lich zu treffen.

V. Die Errichtung, die Änderung und der Betrieb der Anlagen und der Arbeitsstät­
ten sind unter Berücksichtigung der einschlägigen Rechtsvorschriften, Erlasse, 
der Technischen Baubestimmungen, der VDE-Bestimmungen, der DIN-Nor­
men, der Unfallverhütungsvorschriften und der sonstigen Regeln der Technik 
durchzuführen.

Insbesondere sind zu beachten: ■.
a) Die Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (Landesbauordnung- 

BauO NRW) vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421) in der zurzeit geltenden 
Fassung mit den dazu zurzeit geltenden Rechtsvorschriften und Verwal­
tungsvorschriften.

b) Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts (Wasserhaushaltsgesetz - 
WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585) in der zurzeit geltenden Fassung.

c) Das Wassergesetz für das Land Nordrhein-Westfalen (Landeswasserge­
setz - LWG) vom 08.07.2016 (GV. NRW. S. 618/SGV. NRW 77) in der zur­
zeit geltenden Fassung.

d) Die Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stof­
fen (AwSV) vom 18.04.2017 (BGBl 2017, Teil I, Nr. 22, Seite 905) in der 
zurzeit geltenden Fassung.

e) Die Richtlinie zur Bemessung von Löschwasser-Rückhalteanlagen beim 
Lagern wassergefährdender Stoffe (LöRüRL) Runderlass des Ministeriums 
für Bauen und Wohnen vom 14.10.1992 - IIA 5 - 190.6 in der zurzeit gel­
tenden Fassung.
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V. Antragsunterlaqen:

Diesem Genehmigungsbescheid liegen die nachstehend aufgeführten Unterlagen - 
mit Anlagestempel und Dienstsiegel versehen - zugrunde:

Ordner 1:

1. Antragsschreiben vom 11.09.2025 inkl. Inhaltsverzeichnis 4 Blatt

2. Antragsformular 1 Blatt 1 bis Formular 1 Blatt 7 (Kapitel 1) 7 Blatt

3. Zertifikat DIN EN ISO 14001:2015 des TÜV Nord vom
26.11.2024 (Kapitel 1) 1 Blatt

4. Topgraphische Karte M 1:5000 vom 18.04.2024 (Kapitel 2.1) 1 Blatt

5. Topographische Karte M 1:25000 vom 18.04.2024 (Kapitel 2.2) 1 Blatt

6. Übersichtsplan Gersteinwerk Werne, M 1:5000 vom 18.04.2024 
(Kapitel 2.3) 1 Blatt

7. Übersichtspläne Blöcke H/l KWGersteinwerk, M 1:1000 vom 
13.06.2024 (Kapitel 2.4) 2 Blatt

8. Bauantrag Block H inkl. Lageplan, Bauantragszeichnungen, 
Baubeschreibung und Betriebsbeschreibung (Kapitel 3) 14 Blatt

9. Brandschutztechnische Stellungnahme zur Kaminerhöhung 
Block H und Block I vom 27.08.2025 der Engels Ingenieure 
GmbH, Dortmund (Kapitel 3) 9 Blatt

10. Mitgliedsurkunde der Architektenkammer Nordrhein-Westfalen 
vom 11.03.2020 (Kapitel 3) 1 Blatt

11. Bauantrag Block I inkl. Lageplan, Bauantragszeichnungen, 
Baubeschreibung, Betriebsbeschreibung, Brandschutztechni­
sche Stellungnahme und Mitgliedsurkunde (Kapitel 3) 23 Blatt

12. Anlagen- und Betriebsbeschreibung (Kapitel 4.1) 11 Blatt

13. Aufstellungsplanung/Maschinenbeschreibung (Kapitel 4.2) 2 Blatt

14. Fliessbilder (Kapitel 4.3) 6 Blatt
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15. Formulare 2 bis 8.5 (Kapitel 4.4) 72 Blatt

16. Emissionsquellenplan Gersteinwerk (Kapitel 4.5) 1 Blatt

Ordner 2:

17. Vorprüfung des Einzelfalls gemäß UVPG, Bericht-Nr.: M186790
/01 der Müller-BBM GmBH vom 30.08.2025 (Kapitel 5.1) 30 Blatt

18. FFH-Vorprüfung (Screening) der Müller-BBM GmbH vom
16.09.2025, Bericht-Nr.: M186790/02 (Kapitel 5.2) 39 Blatt

19. Artenschutzgutachten des Planungsbüro Koenzen vom
September 2025; Projekt-Nr.: 24_22 (Kapitel 5.3) 50 Blatt

20. Angaben zum Störfallrecht (Kapitel 6) 3 Blatt

21. Angaben zu den wasserrechtlichen Unterlagen (Kapitel 7) 1 Blatt

22. Hydrogeologische Stellungnahme inkl. Anlagenblättern der
arccon Ingenieurgesellschaft mbH vom 10.01.2025 (Kapitel 7) 32 Blatt

Ordner 3:

23. Schallimmissionsprognose der TÜV Nord Umweltschutz GmbH
& Co. KG vom 28.08.2025 (Kapitel 8.1) 43 Blatt

24. Zusammenstellung der Geräuschimmissionen für die Natur­
schutz- und Landschaftsschutzgebiete der TÜV Nord Umwelt­
schutz GmbH & Co. KG vom 28.08.2025 (Kapitel 8.1) 9 Blatt

25. Schornsteinhöhenberechnung, Immissionsprognose und Aus­
breitungsrechnungen zur N-Depostion und Säure-Einträgen der
iMA Richter & Röckle GmbH vom 04.09.2025 (Kapitel 8.2) 49 Blatt

26. Ausgangszustandsbericht (Untersuchungskonzept) der arccon
Ingenieurgesellschaft mbH vom 12.08.2025 (Kapitel 8.3) 47 Blatt

27. Angaben zur Kampfmittelfreiheit (Kapitel 8.4) 3 Blatt

28. Sicherheitsdatenblätter (Kapitel 8.5) 150 Blatt
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VI. Begründung:

Anlass des Vorhabens

Die RWE Generation SE betreibt in 59368 Werne, Hammer Straße 2 u. a. drei Erd­
gaskombiblöcke (F, G und I) sowie die Gasturbine H zur Stromerzeugung. Am vorge­
nannten Standort wird zudem das Kraftwerk Werne (Gasturbine K1) zur Stromerzeu­
gung betrieben.

Bei den Erdgaskombiblöcken F, G und I, der Gasturbine H und der Gasturbine K1 
handelt es sich im Sinne des BImSchG um eine gemeinsame immissionsschutzrecht­
lich genehmigungsbedürftige Anlage, för deren Errichtung und Betrieb sowie wesent­
lichen Änderungen in der Vergangenheit Genehmigungen nach den Bestimmungen 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes bereits erforderlich waren und erteilt wurden.

Antragseingang und Antragsqegenstand

Der Antrag .vom 11.09.2025, eingegangen am 17.09.2025, letztmalig ergänzt mit E- 
Mail vom 08.10.2025, bezweckt die Erteilung einer Genehmigung zur Änderung der 
o. g. Anlage in dem im Genehmigungstenor aufgezeigten Umfang. Im Wesentlichen 
sollen die Bypasskamine der Blöcke H und I geändert und die Betriebsstunden der 
Blöcke F, G und I für den Kombibetrieb dauerhaft begrenzt werden.

Einstufung 4. BImSchV / Verfahrensart

Die Gesamtanlage gehört zu den unter Nr. 1.1 (G/E) des Anhangs der Vierten Ver­
ordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) genannten Anlagen zur Erzeugung 
von Strom, Dampf, Warmwasser, Prozesswärme oder erhitztem Abgas durch den 
Einsatz von Brennstoffen in einer Verbrennungseinrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraft­
werk, Heizwerk, Gasturbinenanlage, Verbrennungsmotoranlage, sonstige Feue­
rungsanlage), einschließlich zugehöriger Dampfkessel, mit einer Feuerungswärme­
leistung von 50 Megawatt oder mehr.

Das beantragte Vorhaben bedarf einer Änderungsgenehmigung gern. § 16 Abs. 1,2 
BImSchG.

Zuständigkeit:

Die Zuständigkeit der Bezirksregierung Arnsberg zur Durchführung des Genehmi­
gungsverfahrens ergibt sich im vorliegenden Fall aus § 2 Abs. 1 in Verbindung mit 
Anhang I der Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz (ZustVU).
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Durchführunq des Genehmigungsverfahrens

Das Verfahren für die Erteilung der Genehmigung ist nach der Neunten Verordnung 
zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das Ge­
nehmigungsverfahren - 9. BImSchV) durchgeführt worden.

Danach wurden Zeichnungen und Beschreibungen in dem für die Erteilung der Ge­
nehmigung erforderlichen Umfang mit dem Antrag vorgelegt.

Von einer öffentlichen Bekanntmachung des Vorhabens konnte gemäß § 16 Abs. 2 
BImSchG abgesehen werden, da dies beantragt wurde und erhebliche nachteilige 
Auswirkungen auf die Schutzgüter des § 1 BImSchG nicht zu besorgen sind. Die 
Lärmemissionssituation verändert sich nicht wesentlich. Durch das Vorhaben entste­
hen keine neuen Abwasserströme. An den Betriebszeiten ergeben sich durch die be­
antragten Maßnahmen keine relevanten Änderungen. Die Betriebszeiten der Blöcke 
F, G und I für den Kombibetrieb werden lediglich dauerhaft auf 1.500 h/a begrenzt. 
Die Emissionen an Luftschadstoffen der Anlage bleiben unverändert. Die zulässigen 
Grenzwerte der 13. BImSchV werden weiterhin eingehalten.

Umweltverträglichkeitsprüfunq / Vorprüfung nach UVPG

Das Vorhaben fällt zudem unter § 2 Abs. 4 Nr. 2 des Gesetzes über die Umweltver­
träglichkeitsprüfung (UVPG) in Verbindung mit § 1 Abs. 1 Nr. 1 UVPG und Nr. 1.1 
Spalte 1 zum UVPG (Anlagen zur Erzeugung von Strom, Dampf, Warmwasser, Pro­
zesswärme oder erhitztem Abgas durch den Einsatz von Brennstoffen in einer Ver­
brennungseinrichtung (wie Kraftwerk, Heizkraftwerk, Heizwerk, Gasturbine, Verbren­
nungsmotoranlage, sonstige Feuerungsanlage), einschließlich des jeweils zugehöri­
gen Dampfkessels, mit einer Feuerungswärmeleistung von mehr als 200 Megawatt).

Für diese wesentliche Änderung ist im Rahmen eines Genehmigungsverfahrens 
nach BImSchG eine allgemeine Vorprüfung nach § 1 Abs. 2 der 9. BImSchV in 
Verbindung mit § 9 Abs. 2 Nr. 2, § 9 Abs. 5 UVPG in Verbindung mit § 7 Abs. 1 
UVPG vorzunehmen. Dabei handelt es sich um eine überschlägige Prüfung unter Be­
rücksichtigung der Kriterien der Anlage 3 des UVPG, bei der festgestellt werden soll, 
ob das Vorhaben erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die für 
die Genehmigung des Vorhabens zu berücksichtigen sind und deshalb eine UVP- 
Pflicht besteht.
Die Bewertung aufgrund einer überschlägigen Prüfung der vorgelegten Antragsunter­
lagen und der für die Entscheidung maßgeblichen Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten ergab, dass das Vorhaben keine erheblichen nachteiligen Auswirkungen auf die 
Umwelt haben kann. Das Vorhaben bedurfte daher keiner Umweltverträglichkeitsprü­
fung nach den Vorgaben des UVPG.
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Die Feststellung, dass für das Vorhaben keine UVP durchzuführen ist, wurde gemäß 
§ 5 Absatz 2 UVPG am 25.11.2025 im UVP-Portal des Landes NRW öffentlich be­
kannt gemacht.

Behördenbeteiligungen

Die Prüfung der Genehmigungsvoraussetzungen erfolgte durch die Bezirksregierung 
Arnsberg, Dezernat 53B, unter Beteiligung nachfolgend genannter sachverständiger 
Behörden und Stellen auf Grundlage der vorgelegten bzw. ergänzten Antragsunterla­
gen. Folgende Stellungnahmen liegen vor:

• Landrat des Kreises Unna als
- Brandschutzdienststelle vom 04.12.2025,
- untere Bodenschutzbehörde vom 04.12.2025,

• Bürgermeister der Stadt Werne
-Bauamt vom 02.12.2025,

• Bezirksregierung Arnsberg
- Dezernat 51 - Natur- und Landschaftsschutz vom 03.12.2025,
- Dezernat 52 - Bodenschutz vom 14.11.2025,
- Dezernat 54 - Industrieabwasser vom 14.11.2025,
- Dezernat 54 - Grundwasser vom 21.11.2025,
- Dezernat 55 - Arbeitsschutz vom 28.11.2025,

Darüber hinaus wurden durch die Bezirksregierung Arnsberg, Dezernat 53B, die Be­
lange des Immissionsschutzes geprüft.

Genehmigungsvoraussetzungen

Vor der Entscheidung über den vorliegenden Antrag hatte die Gehehmigungsbe- 
hörde zu überprüfen, inwieweit die sich aus § 6 BImSchG ergebenden Genehmi­
gungsvoraussetzungen erfüllt werden bzw. durch welche Nebenbestimmungen eine 
Gewähr für die Einhaltung dieser Voraussetzungen geboten wird.

Nach den Vorgaben des § 6 BImSchG ist die Genehmigung zu erteilen, wenn sicher­
gestellt ist, dass die sich aus § 5 BImSchG und einer aufgrund des § 7 BImSchG er­
lassenen Rechtsverordnung ergebenden Pflichten erfüllt werden und andere öffent­
lich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes der Errichtung und dem 
Betrieb der Anlage nicht entgegenstehen.



-21 -

Planunqsrecht

Das beantragte Vorhaben liegt im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes im Sinne 
des § 30 Baugesetzbuch - BauGB. Im rechtskräftigen Bebauungsplan Nr. 60, Be­
zeichnung „Betriebsgelände Gersteinwerk-Ost“ der Stadt Werne ist das Betriebsge­
lände der Antragstellerin als Fläche für Versorgungsanlagen im Sinne des §11 der 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung - 
BauNVO) festgesetzt.

Das Vorhaben ist planungsrechtlich zulässig, da es den Festsetzungen des Bebau­
ungsplanes nicht widerspricht und die Erschließung gesichert ist.

Bauordnunq/Brandschutz

Die bauordnungsrechtliche und brandschutztechnische Prüfung des Vorhabens er­
folgte nach den Vorgaben der Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Lan­
desbauordnung - BauO NRW. Sachverhalte, die dem Vorhaben entgegenstehen, 
sind nach Prüfung durch die Fachbehörden (Stadt Werne und Kreis Unna) nicht er­
kennbar. Erforderliche Nebenbestimmungen für die eingeschlossene Baugenehmi­
gung wurden formuliert.

Arbeitsschutz

Soweit Fragen des Arbeitsschutzes berührt werden, wurde im Rahmen des § 89 Abs. 
2 des Betriebsverfassungsgesetzes der zuständige Betriebsrat hinzugezogen.

Umweltschutzanforderunqen

Bei der Prüfung der Frage, welche Anforderungen
- zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor schädlichen Umwelt­

einwirkungen und sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen oder erhebli­
chen Belästigungen

sowie
- zur Vorsorge gegen schädliche Umwelteinwirkungen und sonstige Gefahren, 

erhebliche Nachteile und erhebliche Belästigungen

nötig sind, sind insbesondere

die Technische Anleitung zum Schutz gegen Lärm (TA Lärm) vom 26.08.1998 
(GMBI. 1998 Nr. 26 S. 503)

die Dreizehnte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutz­
gesetzes (Verordnung über Großfeuerungs-, Gasturbinen- und Verbrennungs­
motoranlagen -13. BImSchV) vom 06.07.2021 (BGBl. I S. 2514) 
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berücksichtigt worden.

Bei der hier vorliegenden Anlagenart handelt es sich außerdem um eine Tätigkeit im 
Sinne von Artikel 10 der EU-Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemissionen, die im 
Anhang 1 der Richtlinie unter Ziffer 1.1 genannt-vgl. auch Kennung „E“ in Spalte „d“ 
des Anhangs 1 der 4. BImSchV. Insofern sind bei der Beurteilung der Anlage und der 
Festlegung der Emissionsbergenzungen die Ausführungen des nachstehenden BVT- 
Merkblattes (Best verfügbare Techniken) und insbesondere die zugehörigen von der 
EU im Rahmen von Durchführungsbeschlüssen der Kommission veröffentlichte 
Schlussfolgerungen zu beachten:

BVT-Merkblatt für Großfeuerungsanlagen vom Juli 2006 mit Schlussfolgerungen vom 
31.07.2017, veröffentlicht am 17.08.2017

Luft

Durch das Vorhaben ändert sich die Emissionssituation dahingehend, dass die zwei 
neuen Kamine für den Solobetrieb der Gasturbinen der Blöcke H und I höher sind, 
als die bestehenden Bypassöffnungen auf den Maschinenhausdächern der jeweili­
gen Blöcke. Die zulässigen Emissionsgrenzwerte der 13. BImSchV werden eingehal­
ten. Die Emissionsmassenströme bleiben gegenüber dem Istzustand unverändert.

Die errechneten Gesamtzusatzbelastungen sind irrelevant im Sinne der TA Luft.

Die errechneten Zusatzbelastungen für die Stickstoffdeposition und den Säureeintrag 
unterschreiten im angrenzenden FFH-Gebiet die Abschneidekriterien für FFH-Ge- 
biete.

AwSV

Die Bestandsanlage ist mit der Nutzung und Lagerung wassergefährdender Stoffe 
verbunden. Durch die vorgesehenen Maßnahmen ergibt sich keine Änderung hin­
sichtlich der Nutzung und Lagerung wassergefährdender Stoffe.
Das durch die Bypasskamine anfallende Abwasser (während der Stillstandszeiten 
über die Kaminöffnungen eingetretenes Niederschlagswasser) wird fachgerecht einer 
Nachbehandlungsanlage zugeführt.

Abwasser

Das geplante Vorhaben hat keine Auswirkungen auf die bestehende Abwassersitua­
tion.
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Lediglich das durch die Bypasskamine anfallende Abwasser (während der Still­
standszeiten über die Kaminöffnungen eingetretenes Niederschlagswasser) wird 
fachgerecht einer Nachbehandlungsanlage zugeführt.

Bodenschutz/Grundwasser/Ausgangszustandsbericht

Da die Anlage unter die Industrieemissionsrichtlinie fällt, war zu prüfen, inwieweit in 
der Anlage relevante gefährliche Stoffe verwendet werden. Da dies der Fall war, 
muss gemäß § 10 Abs. 1a BImSchG für die Anlage ein Ausgangszustandsbericht er­
stellt werden. Ein Untersuchungskonzept der arccon Ingenieurgesellschaft mbH vom 
12.08.2025 für die Erstellung des Ausgangszustandsberichtes wurde diesem Antrag 
beigefügt. Nebenbestimmungen zum Ausgangszustandsbericht wurden formuliert.

Natur- und Landschaftsschutz/Artenschutz

Bei der Prüfung, welche erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
vorliegen und wie sie kompensiert werden können, sowie zum Schutz geschützter 
Bestandteile von Natur und Landschaft und zum Schutz von Tieren und Pflanzen 
wurde eine natur- und artenschutzrechtliche Prüfung auf Grundlage von Bundesna­
turschutzgesetz (BNatSchG) und Landesnaturschutzgesetz (LNatSchG) NRW durch­
geführt. Erforderliche Nebenbestimmungen wurden formuliert. Bei deren Einhaltung 
sind naturschutz- und artenschutzrechtliche Sachverhalte, die dem Vorhaben entge­
genstehen, nicht erkennbar.

Zusammenfassung

Die zusammenfassende Prüfung gemäß § 6 BImSchG ergab, dass sichergestellt ist, 
dass die sich aus § 5 BImSchG und einer aufgrund des § 7 BImSchG erlassenen 
Rechtsverordnung für den Betreiber der Anlage ergebenden Pflichten erfüllt werden 
und andere öffentlich-rechtliche Vorschriften und Belange des Arbeitsschutzes dem 
beantragten Vorhaben nicht entgegenstehen.

Die beantragte immissionsschutzrechtliche Genehmigung ist nach Vorstehendem ge­
mäß § 6 BImSchG unter Festlegung der sich als nötig ergebenden Nebenbestim­
mungen zu erteilen.

Dieser Genehmigungsbescheid kann gemäß § 10 Abs. 8a BImSchG auf der Internet­
seite der Bezirksregierung Arnsberg unter - Bekanntmachungen - eingesehen wer­
den.
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VII. Kostenentscheidung:

Die Festsetzung der Kosten für die Durchführung des Genehmigungsverfahrens 
ergeht mit gesondertem Kostenbescheid.

VIII. Rechtsgrundlagen

BImSchG
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigun­
gen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge - Bundes-Immissions­
schutzgesetz (BImSchG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 17.05.2013 
(BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert am 12.08.2025 (BGBl. I 2025 Nr. 189)

4. BImSchV
Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver­
ordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen-4. BImSchV) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 31.05.2017 (BGBl. I S. 1440 / FNA: 2129-8-4-3), zuletzt geän­
dert am 12.11.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 355)

9. BImSchV
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ver­
ordnung über das Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 29.05.1992 (BGBl. I S. 1001), zuletzt geändert am 03.07.2024 
(BGBl. I 2024 Nr. 225)

BauGB
Baugesetzbuch (BauGB) vom 3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert 
am 12.08.2025 (BGBl. I 2025 Nr. 189)

BauO NRW 2018
Bauordnung für das Land Nordrhein-Westfalen - Landesbauordnung (BauO NRW 
2018) vom 21.07.2018 (GV. NRW. S. 421 / SGV. NRW. 232), zuletzt geändert am 
31.10.2023 (GV. NRW. S. 1172)

UVPG
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung - UVPG - vom 18.03.2021 (BGBl. I
5. 540), zuletzt geändert am 23.10.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 323)

ZustVU
Zuständigkeitsverordnung Umweltschutz- ZustVU - vom 03.02.2015 (GV. NRW. S. 
268 / SGV. NRW. 282), zuletzt geändert am 15.07.2025 (GV. NRW. S. 672)
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GebG NRW
Gebührengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen - GebG NRW vom 23.08.1999 
(GV. NRW. S. 524 / SGV. NRW 2011), zuletzt geändert am 10.07.2025 (GV. NRW.
S. 633)

AVerwGebO NRW
Allgemeine Verwaltungsgebührenordnung (AVerwGebO NRW) vom 08.08.2023 (GV. 
NRW. S. 490 / SGV. NRW. 2011), zuletzt geändert am 18.02.2025 (GV. NRW. S. 
238)

VwGO
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) vom 19.03.1991 (BGBl. I S. 686), zuletzt geän­
dert am 24.10.2024 (BGBl. I 2024 Nr. 328)

IX. Rechtsbehelfsbelehrunq:

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats Klage beim Oberverwaltungs­
gericht für das Land Nordrhein-Westfalen erhoben werden.

Hinweise:
Vordem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten durch eine prozessbe­
vollmächtigte Person vertreten lassen; dies gilt bereits für die Erhebung und die Be­
gründung der Klage.
Als Prozessbevollmächtigte sind die in § 67 Abs. 4 S. 3 bis 5 der Verwaltungsge­
richtsordnung bezeichneten Personen zugelassen.

Die jeweilige Klage kann auch durch Übertragung eines elektronischen Dokuments 
an die elektronische Poststelle des jeweiligen Gerichts erhoben werden. Das elektro­
nische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Gericht geeignet sein. Es 
muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren 
Übermittlungsweg gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die 
Übermittlung und Bearbeitung geeigneten technischen Rahmenbedingungen bestim­
men sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die technischen Rahmenbe­
dingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektroni­
sche Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) vom 24. 
November 2017 (BGBl. I S. 3803).
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Weitere Informationen erhalten Sie auf der Internetseite www-iustiz.nrw

Auch bei einer Klage gegen die Kostenentscheidung sind Sie nicht von der Zah­
lungspflicht entbunden. Die Klage gegen eine Kostenentscheidung hat keine auf­
schiebende Wirkung. (§ 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 Verwaitungsgerichtsordnung).
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.Informationen leftung Ihrer Daten finden Sie auf unserer Intemetseite unter dem folgenden Link:

Im Auftrag^

httDS://www.bezrea-amsbera.nrw.de/themen/d/datenschutz/index.ohp.“

http://www.bezrea-amsbera.nrw.de/themen/d/datenschutz/index.ohp

